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Hinweise zur Erstellung einer Grundrechts-Klausur

1. Teil: Hinweise zur Erstellung einer
Grundrechts-Klausur

Bei der Bearbeitung von Klausurfallen sollten Sie in drei Arbeits-
schritten vorgehen:

1. Schritt: Erfassen von Sachverhalt und Fallfrage,
2. Schritt: Erstellen einer Gliederung,
3. Schritt: Niederschrift.

Fir die ersten beiden Schritte sollten Sie sich maximal 60 Minuten
Zeit nehmen.

1. Abschnitt: Erfassen von Sachverhalt und
Fallfrage

Den Sachverhalt, der die Grundlage der Klausurlésung bietet, und
die Fallfrage bzw. den Bearbeitervermerk miissen Sie genau durch-
lesen und verstanden haben, bevor Sie mit dem nachsten Schritt,
dem Erstellen der Gliederung, beginnen. Ansonsten besteht die
Gefahr, dass die Klausur falsch gelost wird oder dass zu viel oder zu
wenig (aus der Sicht des Aufgabenstellers) gepruft wird.

2. Abschnitt: Erstellen der Gliederung
A.Zweck der Gliederung

I. Ubersicht

Um die Ubersicht in der Klausurbearbeitung zu behalten, hat der
Niederschrift zwingend eine Gliederung voranzugehen. Die soge-
nannte Losungsskizze, die Sie nicht mitabgeben, ist spater das Ras-
ter, das Ihnen eine strukturierte Niederschrift erst ermoglicht.

Il. Vollstiandigkeit

Sind Angaben des Sachverhalts nicht verwertet oder haben Sie
beim Lesen des Sachverhalts Probleme entdeckt (und am Rand des
Sachverhalts oder auf einem Extrablatt vermerkt), die Sie in der
Gliederung noch nicht ,untergebracht” haben, muss die Gliede-
rung ggf. noch erganzt oder auch partiell umgestellt werden.



Hinweise zur Erstellung einer Grundrechts-Klausur

lll. Problemgewichtung und Zeitmanagement

Zum Schluss Uberlegen Sie sich anhand der Gliederung, wo die
wirklichen Probleme der Klausur und damit die (zeitaufwandigen!)
Schwerpunkte in lhrer Niederschrift liegen. Markieren Sie solche
Stellen beispielsweise mit einem grof3en ,P* fiir ,Problem” oder be-
nutzen Sie den Leuchtstift.

B. Inhalt der Gliederung

Der Inhalt bzw. der Aufbau der Gliederung und auch der spéateren
Niederschrift hdngen allein von der jeweiligen Fallfrage ab!

I. Materielle Fallfrage

Bei der materiell-rechtlichen Fallfrage wird ausschlie8lich danach
gefragt, ob ein Beschwerdeflihrer in einem seiner Grundrechte ver-
letzt wird. Hier wird in der Fallfrage (oder im Bearbeitervermerk) die
Prifung haufig auf bestimmte Grundrechte beschrankt, sodass na-
tirlich auch nur diese anzusprechen sind.

In der Gliederung sollten Sie zunachst lberlegen, in welcher Rei-
henfolge die Grundrechte zu priifen sind (z.B. Freiheits- vor Gleich-
heitsrechten) und diese dann einzeln durchprifen.

In der Gliederung sollten Sie dann in der Reihenfolge der Grund-
rechte nach Schutzbereich, Eingriff und Rechtfertigung das Grund-
recht priifen. Dabei empfiehlt es sich, bereits in der Gliederung
kurz! die wesentlichen Gedanken in Stichworten aufzuschreiben,
damit gute Ideen nicht verloren gehen. Auch sollten Sie hier kennt-
lich machen, wo aus ihrer Sicht die Probleme des Falles stecken, um
spater in der Niederschrift auf diese besonders eingehen zu kon-
nen.

Il. Prozessuale Fallfrage

Bei prozessualen Fallfragen wird auch die Priifung der Zulassigkeit
verlangt. Klassische Fallfragen lauten dann z.B.:

Hat die Verfassungsbeschwerde Erfolg?
Wie wird das BVerfG entscheiden? oder

A erhebt eine Verfassungsbeschwerde. Mit Erfolg?



Grundrechtsberechtigte

I1. Juristische Personen des Zivilrechts

Bei den juristischen Personen des Zivilrechts ist zundchst zu unter-
scheiden zwischen

B auslandischen juristischen Personen, die sich nach dem (kla-
ren) Wortlaut des Art. 19 Abs. 3 GG nicht auf die Grundrechte
berufen kénnen, und den

m inldandischen juristischen Personen, die dann grundrechtsfahig
sind, wenn die Grundrechte ihrem Wesen nach auch auf die ju-
ristische Person anwendbar sind.

1. Die ,Sitztheorie”

Die Abgrenzung zwischen einer inlandischen und einer auslandi-
schen juristischen Person wird vom BVerfG nach der sogenannten
Sitztheorie vorgenommen. Befindet sich der Sitz der Hauptverwal-
tung in Deutschland, so handelt es sich um eine inldndische juristi-
sche Person, befindet sich dieser auflerhalb Deutschlands, dann
handelt es sich um eine auslandische juristische Person.

Anmerkung: Die ,Sitztheorie” ist nach der Rspr. des EuGH zwar europarechtswid-
rig, wird aber vom BVerfG in st.Rspr. weiter angewandt (z.B. BVerfG NJW 2008,
6701.). Daher sollte auch in einer Grundrechte-Klausur von der Sitztheorie ausge-
gangen werden.

Unklar und umstritten war, inwieweit die Grundrechte auf juristische Personen aus
einem Mitgliedsstaat der EU anwendbar sind. Dies ist aber vom BVerfG geklért wor-
den, wonach auch juristische Personen aus einem Mitgliedsstaat der EU grund-
rechtsféhig sind (BVerfG, Beschl. v. 19.07.2011 - 1 BvR 1916/09).

2. WesensmaBige Anwendbarkeit

Ein Grundrecht ist seinem Wesen nach auf die juristische Person
anwendbar, wenn eine vergleichbare grundrechtstypische Ge-
fahrdungslage, wie bei natiirlichen Personen, vorliegt. Dies ist ins-
besondere der Fall, wenn die Auslibung des jeweiligen Grund-
rechts auch kollektiv moglich ist, wie z.B. bei Art. 2 Abs. 1, 4 Abs. 1,
Abs. 2, 8,9, 12, 14 GG. Keine Grundrechtsfahigkeit besteht im Hin-
blick auf Grundrechte, die nur individuell betatigt werden kénnen
bzw. die unmittelbar mit der menschlichen Person als solcher ver-
bunden sind, wie z.B. Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 2, 3 Abs. 2 und Abs. 3, 4
Abs. 3,6 GG.

Die -insbesondere friiher
vom BVerfG vertretene —
Lehre vom personalen

Substrat eignet sich we-

niger furr Klausuren.

17



18

Allgemeine Grundrechtslehren

Beispiel: Eine GmbH kann Eigentlimerin eines Grundstiicks sein. Wenn der
Staat die GmbH enteignet, dann ist die GmbH in ihrem Eigentumsrecht genau-
so betroffen wie eine naturliche Person, die Eigentimerin eines Grundstticks
ist und enteignet wird. Dagegen kann man eine GmbH nicht erstechen, sodass
eine vergleichbare grundrechtstypische Gefahrdungslage hinsichtlich des
Grundrechts auf Leben (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) nicht gegeben ist.

Allerdings gibt es auch umstrittene Fragen. Ist z.B. das Recht der personlichen
Ehre als Teil des allgemeinen Personlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1i.V.m. Art. 1
Abs. 1 GG) auf eine juristische Person anwendbar? Dagegen kdnnte sprechen,
dass Art. 1 GG von der Wiirde ,des Menschen” spricht. Die h.M. wendet das Per-
sonlichkeitsrecht als ,sozialen Geltungsanspruch eines Wirtschaftsunterneh-
mens” (guter Ruf) aber auch auf juristische Personen an.

Grundrechtsfahigkeit

| natirliche Personen | | juristische Personen |

m von Geburt bis Tod [ 1

(Ausn.: nasciturus, postmor- des
tales Personlichkeitsrecht) offentlichen des Zivilrechts
| Rechts
1
Menschen-  Biirgerrechte ® grundsitz- l
rechte = nur Deutsche lich nicht

ausléndisch| inlandisch |

m EU-Ausldander = Ausn.:
® grundsdtz- = Art.19

str. = Rundfunk S

= Univer- lich nicht Abs. 3 GG

sitaten = Ausn. (+), wenn

= Kirchen JustizGR wesens-
maBig an-

wendbar

= auchjur.

Personen

aus EU



Check: Grundrechtsverpflichtete/-berechtigte

1. Wer ist an die Grundrechte
gebunden?

2. Was meint ,vollziehende Ge-
walt”?

3. Gelten Grundrechte auch zwi-
schen Privaten?

4, Was meint ,Grundrechtsbe-
rechtigung” bzw. ,Grundrechts-
fahigkeit”?

5. Inwieweit kann die Grund-
rechtsfahigkeit einer natiirlichen
Person problematisch sein?

6. Sind juristische Personen des
offentlichen  Rechts grund-
rechtsfahig?

7. Wie werden - i.S.d. Art. 19
Abs. 3 GG - inlandische und aus-
landische juristische Personen
unterschieden?

8. Wie ist der Begriff ,Juristische
Person” im Art. 19 Abs. 3 GG zu
verstehen?

9. Wann koénnen sich inlandi-
sche juristische Personen des Zi-
vilrechts auf die Grundrechte
berufen?

10. Wann ist das der Fall?

1. An die Grundrechte sind gemal3 Art. 1 Abs. 3 GG die
Gesetzgebung, die vollziehende Gewalt und die Rspr.
gebunden.

2. Der Begriff ist weit zu verstehen und meint die Ver-
waltung, aber auch die Regierung und Trager mittelba-
rer Staatsgewalt wie die 6ffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten.

3. Grundrechte gelten grundsatzlich nicht zwischen
Privaten. Allerdings kdnnen Grundrechte (lber die un-
bestimmten Rechtsbegriffe oder Generalklauseln des
Zivilrechts) mittelbar gelten, sogenannte mittelbare
Drittwirkung von Grundrechten.

4, Gemeint ist die Fahigkeit, Trager eines Grundrechts
zu sein.

5. Fir Auslander gelten die Biirger-/Deutschenrechte
nicht. Sie kénnen sich dann aber auf Art. 2 Abs. 1 GG be-
rufen.

Die Grundrechtsfahigkeit beginnt mit der Geburt und
endet mit dem Tod (Ausnahme: Recht auf Leben hin-
sichtlich des nasciturus; postmortales Personlichkeits-
recht flr Verstorbene).

6. Grundsatzlich nicht (Konfusionsargument). Ausnah-
men sind anerkannt fiir die offentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten (Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG), die Universi-
taten (Art. 5 Abs. 3 GG) sowie die Religionsgesellschaf-
ten (Art. 4 GG).

7. Nach der sogenannten Sitztheorie. MaBgeblich ist
der Sitz der Hauptverwaltung.

8. Der Begriff ist weiter gefasst als im Zivilrecht. Neben
den ,echten” juristischen Personen (GmbH) fallen alle
Zuordnungssubjekte von Rechtsnormen darunter, also
auch teil- und nichtrechtsfahige Vereinigungen.

9. Inlandische juristische Personen kdnnen sich auf die
Grundrechte berufen, wenn diese ihrem Wesen nach
auf die juristische Person anwendbar sind.

10. Es werden zwei ,Formeln” vertreten. (Insbesonde-
re) friiher wurde nach dem personalen Substrat ge-
fragt. Heute wird gefragt, ob sich die juristische Person
in einer vergleichbaren grundrechtstypischen Gefahr-
dungslage befindet.
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Einzelne Grundrechte

Priifschema Art. 5 Abs. 1 GG

I.  Schutzbereich
Werturteil oder Tatsachenbehauptung?

Tatsachen fallen unter Art. 5 Abs. 1 GG, wenn sie relevant fir die Mei-
nungsbildung oder untrennbar mit einem Werturteil verbunden sind.
Ausnahme: bewusst unwahre oder erwiesen unwahre Tatsachen.

Il. Eingriff
Unmittelbar oder mittelbar
Ill. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung
1. Beschrinkungsmaglichkeiten
Qualifizierter Gesetzesvorbehalt, Art. 5 Abs. 2 (u. Abs. 1 S. 3) GG:

»allgemeines” Gesetz, Recht der persdnlichen Ehre oder Jugend-
schutz

2. Eingriff von den Schranken gedeckt?
a) Normfehler

(Ebene des einfachen Gesetzgebers, Stichwort: Gesetzesvorbe-
halt)

aa) Formelle VerfassungsmaBigkeit
bb) Materielle VerfassungsmaBigkeit
(1) Besondere Schrankenanforderungen:

Art. 5 Abs. 2 GG, Gesetz zum Ehrenschutz, Jugendschutz
oder

sallgemeines” Gesetz — Auslegung insoweit streitig:
Sonderrechtslehre (Meinungsneutralitat)

Glterabwdgungslehre (Schutz von Gemeinschaftsgiitern,
die gegenliber der Meinungsfreiheit vorrangig sind)

BVerfG: beides, im Rahmen der Giiterabwagung dabei Be-
ricksichtigung der Bedeutung der Meinungsfreiheit (Wech-
selwirkungslehre)

Vorschlag: hier nur Sonderrechtslehre, Abwagung (einschl.
Wechselwirkungslehre) im Rahmen der VerhéltnismaBig-
keit
Art. 5 Abs. 1S. 3 GG (Zensurverbot — nur bei Anlass priifen)
(2) Allgemeine Schrankenanforderungen, insbesondere:
Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG nicht anwendbar
VerhaltnismaBigkeit (Wechselwirkungslehre)

b) Anwendungsfehler

(die VO, Satzung, der VA, das Gerichtsurteil aufgrund des
Gesetzes)

aa) Formelle RechtmaBigkeit (oft kein Anlass zur Prifung)
bb) Materielle RechtmaBigkeit

Voraussetzungen der Rechtsgrundlage (Berticksichtigung
der aus dem Kontext heraus moglichen Deutungen)

VerhaltnismaBigkeit
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Freiheitsrechte

Gewadhrleistungen des Art. 5 Abs. 1 GG

| Meinung ||Information || Presse | | Rundfunk || Film

Schranken: Art. 5 Abs. 2 GG, insbesondere ,allgemeine Gesetze”

Schranken-Schranken
m normale (VerhaltnismaBigkeit, Bestimmtheit, etc.)

m Art. 5 Abs. 1 S. 3 GG (Zensurverbot)

Wenn Sie mehr wissen wollen:
AS-Skript Grundrechte (2015), Rn. 219 ff. (zu den Kommunikationsfreiheiten)

Klausurtipp:
AS-FallSkript Grundrechte/Staatsorganisationsrecht (2016),
Félle 7,8
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Die Verfassungsbeschwerde

5. Teil: Die Verfassungsbeschwerde

Die Verfassungsbeschwerde ist das haufigste Verfahren vor dem BVerfG. So
wurden im Jahre 2011 von insgesamt 6.208 Verfahren alleine 6.036 Verfas-
sungsbeschwerden erhoben.

grundrechtsgleiche Das BVerfG entscheidet gemaR Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG Uiber Ver-

Rechte = diein Art. 93 fassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Behauptung

:\el:]f'\ngZf‘TzilGG genann- arhoben werden kénnen, durch die éffentliche Gewalt in einem
seiner Grundrechte oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt
zu sein. Sie ist erfolgreich, wenn sie zuldssig und begriindet ist.

1. Abschnitt: Zulassigkeit der Verfassungs-
beschwerde

Aufbauschema zur Verfassungsbeschwerde

A. Zulassigkeit

I. Zustandigkeit des BVerfG, Art. 93 Abs. 1Nr.4a GG, § 13
Nr. 8 a BVerfGG

Il. OrdnungsgemadBer Antrag, §§ 23, 92 BVerfGG
(nur bei Anlass)

lll. Beschwerdefdhigkeit, § 90 Abs. 1 BVerfGG
(,jedermann®)

IV. Prozessfahigkeit (nur bei Anlass)

V. Tauglicher Beschwerdegegenstand,
§90 Abs. 1 BVerfGG
(,Akt der offentlichen Gewalt”)

VI. Beschwerdebefugnis, § 90 Abs. 1 BVerfGG
1. Mdglichkeit einer Grundrechtsverletzung
2. selbst, gegenwartig, unmittelbar betroffen

VII. Rechtswegerschépfung
1. Rechtsweg erschopft, § 90 Abs. 2 BVerfGG
2. Grundsatz der Subsidiaritat

VIIL. Frist, § 93 BVerfGG

B. Begriindetheit
(+), wenn der Beschwerdefiihrer in einem seiner Grund-
rechte oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt ist

102



	BW Grundrechte Innenteil.pdf
	werbung.pdf
	01
	02
	03
	Werbeseiten.pdf
	BW KaufR Innenteil
	01 Deckblatt
	02 BS KaufRIVZ
	03 BS KaufR

	A Werb App
	B Werb RÜ
	C Werb Fälle
	D Skl 0316
	E Werb RefKl






